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HANDELN
STATT

Am 25, Oktober übte die SES an einer
Pressekonferenz harte Kritik an der Na-
tionalen Energiesparkampagne und for-
derte einen dringlichen Bundesbeschluss
zur Energiepolitik. Besonders der Vor-
wurf, die Energiewirtschaft habe Ein-
fluss auf die Kampagne genommen, verur-
sachte einigen Wirbel: Dr. E. Kiener,

Dos Dm-
M////arcfe*z-
GescM/f m/Z (fer
£#iergfe-
vmr/zvraißfr/flg
Die Schweiz gibt pro Jahr für
Energie aus dem Ausland rund 10
Milliarden Franken aus. Folgen
wir einer Studie der Shell Inter-
national, wonach in den westli-
chen Industrieländern etwa 30%
der Energie mit rentablen Mass-
nahmen und ohne Komfortverlust
eingespart werden kann, dann
kommt man zum Schluss: Das Ge-
schüft mit der Energieverschwen-
dung weist einen jährlichen Um-
satz von drei Milliarden Franken
auf. Zum Vergleich: Mit diesem
Geld hätte man im letzten Jahr
alle in die Schweiz eingeführten
270'000 Personenwagen und 16'000
Nutzfahrzeuge kaufen können. Ge-
nau wie die Automobilimporteure
davon leben, dass sie jedes Jahr
möglichst viel Autos einführen
Und der Bäcker um die Ecke davon
lebt, dass er möglichst viele
Brötchen verkauft, strebt die
Energiewirtschaft einen möglichst
hohen Umsatz an. Das ist in der
freien Marktwirtschaft der einzi-
ge. Weg zu existieren und deshalb
auch legitim. Ein Firmenchef,

Direktor des Bundesamtes für Energie-
Wirtschaft, schrieb ärgerlich einen
offenen Brief an SES-Präsident Franz
Jäger. Der hat ihm nun geantwortet. Im

Einzelnen beschreibt er geschickt ein-
gefädelte persönliche und organisatori-
sehe Verflechtungen, die der Wirtschaft
einen wesentlichen Einfluss auf die

der nicht nach dieser Maxime han-
delt, wird abgesetzt oder entlas-
sen.

Das alles ist banal, dient aber
als Illustration daüfr, wieviel
auf dem Spiel steht, wenn wir mit
dem Energiesparen ernst machen
wollen, woher und wieviel Wider-
stand gegen echte Energiespar-
massnahmen zu erwarten ist (näm-
lieh etwa gleichviel, wie wenn
man den Import von Neuwagen ver-
bieten möchte) und weshalb eine
Politik zur Wirkungslosigkeit
verurteilt ist, die das Energie-
sparen der Energiewirtschaft
überlässt. Trotz unbestritten
gutem Willen einzelner Bundesbe-
amten und sogar von Bundesrat
W. Ritschard, wie wir sehen wer-
den, wird hier wieder einmal
versucht, den Teufel mit dem
Beelzebub auszutreiben.
Wir wollen es aber nicht versäu-
men, auch die Alternativen zu
dieser Politik vorzurechnen und
konkrete politische Schritte vor-
zuschlagen, um die Alternativen
zu verwirklichen. Was die Rech-
nung betrifft, ein Beispiel vor-
weg: Ein Atomkraftwerk produziert
bei einer Leistung von 1000 MW

Strom das Energieaequivalent von
500'000 Tonnen Heizöl 1 Rie-
sentanker voll Oel) pro Jahr. Die-
se Energie aus dem Atomkraftwerk
kommt während der ganzen Betriebs-
zeit (ca. 20 - 30 Jahre) mit Bau-
kosten, Zinsen, Brennstoffen, Per-
sonalkosten etc. auf etwa fünf

Oeffentlichkeitsarbeit des Bundesamtes
ermöglichen.

Diesen Briefwechsel sowie die ergänzten
Unterlagen der Pressekonferenz wollen
wir nun mit dieser Beilage den SES-
Freunden direkt zugänglich machen, rs.

Milliarden Franken zu stehen (oh-
ne Stillegung und Atommüll-Lage-
rung). Bau und Betrieb eines
Atomkraftwerkes schafft Arbeit
von maximal 16'000 Mannjähren,
wovon wegen der Lieferungen aus
dem Ausland viele nicht in der
Schweiz anfallen. Die Isolation
von Vauten für den gleichen Be-
trag bringt etwa die gleiche
Energieersparnis pro Jahr wie
Ein Atomkraftwerk produziert
(10'000 Franken pro Wohnung
bringt eine durchschnittliche Er-
sparnis von einer Tonne Heizöl
pro Jahr). Diese Investition
schafft aber Arbeit für 72 ' 000
Mannjahre, die fast vollständig
dem inländischen Gewerbe zugute
kommen. Wenn das gleiche Geld,
das ein Atomkraftwerk kostet, für
die Isolation von Bauten einge-
setzt wird, können wir also ein
Atömkraftwerk einsparen und erst
noch mindestens viereinhalb Mal
mehr Arbeitsplätze schaffen. (Be-
rechnungen aufgrund der eidgenös-
sischen Betriebszählung 1975).

/(? s/ärfeez* $zcA dze
sc/za/if gege/z so/c/ze Mosstzö/z-
mezz we/zrf, eferto Zzmer sz/zz/ «e
Energiepolitik spielt sich also
im Spannungsfeld zwischen jenen
Kräften ab, die mehr Oel oder
Atomkraftwerke importieren möch-
ten und ihr Geschäft mit einer

Fortsetzung auf Seite 2



DAS DREI-MILLIARDEN-GESCHAEFT
(Fortsetzung von Seite 1)

auslandabhängigen, zentralisti-
sehen Energiepolitik machen und
jenen weniger gut organisierten
und etablierten Kreisen, die de-
zentral, weniger kapitalintensiv
und mit einheimischen Mitteln
wirtschaften wollen. Es ist Auf-
gäbe des Staates, hier die volks-
wirtschaftlich sinnvollere Alter-
native mit allen Mitteln zu for-
dern, denn es geht um zentralere
Werte wie Versorgungssicherheit,
Zahlungsbilanz, Vollbeschäfti-
gung, Bekämpfung der importierten
Inflation etc.
Wir stehen vor der Wahl, entweder
sofort aus diesen Erkenntnissen
die Konsequenzen zu ziehen oder
mindestens noch fünf bis sieben
Jahre zu warten, bis vielleicht
ein Energieartikel, ein Energie-
gesetz und eine Vollziehungsver-
Ordnung ausgearbeitet sind, die
dem Staat die nötigen Mittel in
die Hand geben. Sofort handeln
heisst, mit einem Dringlichen
Bundesbeschluss die wirkungs-
vollsten Energiesparmassnahmen
schon heute zu verwirklichen.
Und je stärker sich die Energie-
Wirtschaft gegen solche Massnah-

men wehrt, umso besser sind sie.
Gegen die Energiesparkampagne
wehrte sie sich nicht, weil diese
letzlich - wie unsere Dokumente
zeigen - der Energiewirtschaft
diente.
ff?/// /ft/sc/iarc/ se/z/e s/c/2 /wr
dwi£//c/ie7l ßw«efes/>£SC/*/W£S em
Das letzte Parlament hat im Na-
tionalrat mit nur zwei Stimmen
Unterschied einen Dringlichen
Bundesbeschluss für Energiespar-
massnahmen abgelehnt, indem es
die Motion Bratschi nur als Pos-
tular überwies. Bundesrat W. Rit-
schard hat sich bei dieser Gele-
genheit vehement gegen Dringlich-
keitsrecht in dieser Frage ausge-
sprochen. Sein Votum gab mögli-
cherweise sogar den Ausschlag für
den negativen Entscheid. Ich ver-
rate wahrscheinlich kein Geheim-
nis, wenn ich darauf hinweise,
dass der gleiche Willi Ritschard
sich im Bundesrat für Dringlich-
keitsrecht in der Energiefrage
eingesetzt hat. Die bürgerliche
Mehrheit in der Regierung lehnte
sein Anliegen aber ab. Ein fertig
ausgearbeitetes Energiegesetz
liegt bereits in der Schublade
des Energieministers. Man hat
sich im Departement also auch

schon Gedanken darüber gemacht,
wie der Kampf gegen die Energie-
Verschwendung gesetzlich aussehen
könnte. Bis ein Energieartikel in
der Bundesverfassung verankert
ist, geht es mindestens noch ein-
einhalb Jahre. Das Gesetz komînt -
im Falle eines Referendums - frü-
hestens 1984 vor das Volk. An
eine Inkraftsetzung vor 1985 ist
nicht zu denken. Pessimisten ver-
weisen gar auf den Werdegang des
Umweltschutzgesetzes, wo eben-
falls massive finanzielle Inter-
essen tangiert werden könnten.
Wir warten schon bald 10 Jahre
darauf
Für die Uebergangszeit bis zum
Inkrafttreten des ordentlichen
Rechtes schlägt die Schweizeri-
sehe Energie-Stiftung (SES) ei-
nen dringlichen Bundesbeschluss
gegen die Energieverschwendung
vor. Und wenn wir ein Jahr nach
dem Erlass des Notrechts darüber
abstimmen müssen, wird das ein
willkommener Anlass sein, um im
Hinblick auf die Ausarbeitung des
ordentlichen Rechtes dem Willen
der Bevölkerung den Puls zu füh-
len. Daniel Wiener

pagwe: /m öeste«
Faff
Farbig, lustbetont und sinnlich,
voll sprühender Lebensfreude prä-
sentiert sich erfolgreiche Wer-
bung, welche die Betrachter mo-
tivieren soll, ein Produkt zu
kaufen.
Düster, drohend, verunsichernd
und anklagend wirken hingegen die
Plakate, die uns gegenwärtig zum

Energiesparen auffordern. Gewollt
oder ungewollt dürfte die Kampag-
ne genau das Gegenteil dessen be-
wirken, was beabsichtigt war.

Insbesondere der Faltprospekt ist
zu einem demoralisierenden Pro-
dukt energiepolitischer Ohnmacht
geworden: Ein Appell an den Ein-
zelnen, wie er schon unzählige
Male gehört wurde und ebensooft
wirkungslos verhallte.
"Wenn wir keine Energie sparen,
werden wir bald einmal..." In der
kalten Dunkelheit versinken, sug-
geriert das Plakat. Eine diffuse
Drohung, die ein ebenso diffuses
Schuldgefühl erzeugt. Alle fühlen
sich irgendwie schuldig, aber nie-
mand weiss so recht, wie er diese
Schuld tilgen kann, mit welchem
Verhalten sich das drohende Un-
heil doch noch abwenden lässt.
Denn brauchbare Anleitungen zum
Handeln finden sich in der Publi-
kation des Bundes kaum, abgesehen
von einigen selbstverständlichen,
ja banalen Tips. Dabei bleibt un-
klar, wie wirksam die betreffen-
de Massnahme ist, und'ob sie in
einem vernünftigen Verhältnis zum

Aufwand steht. Selbst bei gutem
Willen, wenn der Betrachter in
seinem eigenen Leben gemäss den
von der Obrigkeit gegebenen Rat-
Schlägen versucht, Energie zu
sparen, kann er den Erfolg seiner
redlichen Bemühungen nicht ab-
schätzen. "Ich haben meinen Bei-
trag geleistet, mit kann niemand
etwas vorwerfen", wird er von sich
sagen können, obschon er wahr-
scheinlich ahnt, dass der Erfolg
seiner Anstrengungen eher be-
scheiden ist.
Gleichzeitig dämmert es der klei-;
nen Frau und dem kleinen Mann,
dass sie zum Sündenbock gemacht
werden für eine Entwicklung, die
sie zum kleinsten Teil selbst
verschuldet haben und beeinflus-
sen können. Das Individuum weiss,
dass es in einem schlecht isolier-
ten Wohnhaus lebt, dass Wohnung
und Arbeitsplatz getrennt sind,
dass Erhohlungsräume nur durch
längere Fahrten zu erreichen, das
"tägliche Brot" durch den Einsatz
grosser Energiemengen "veredelt"
sind - und dass es als Einzelnes
nichts dagegen unternehmen kann.
Es ahnt auch, dass der Hebel an
ganz anderen Stellen angesetzt
werden müsste, erlebt aber immer
wieder, wie sich die Behörden
weigern, die nötigen Massnahmen
einzuleiten.
Der Tatbestand der durch Drohung
und Angstmacherei begeleitete
Appell zur Verhaltensänderung an
das Individuum, das ohne echte
Möglichkeit bleibt, durch eigenes
Handeln der unausweichlich schei-
nenden Bestrafung zu entgehen,
gleicht der in der Psychologie
beschriebenen paradoxen Kommuni-
kation. Hier wie dort sind die
Folgen fatal: Ein Gefühl der Ohn-
macht wird ebenso erzeugt wie ei-
ne dumpfe, ungerichtete Wut. "Was

kann ich schon ausrichten. Sie
machen ja doch, was sie wollen."
Derartige Ohnmachtsgefühle führen
bekanntlich zu einer erhöhten Be-
reitschaft, sich einer autoritä-
ren Macht unterzuordnen, in den
Ruf nach einer starken Hand, die
Ordnung schafft, einzustimmen.
Diese durch das Gefühl des Ausge-
liefert-Seins verursachte über-
grosse Bereitschaft zur Anpassung
geht einher mit der Flucht in die
Resignation, der Verweigerung und
der vielbeklagten Staatsverdros-
senheit. Eine verheerende Aus-
gangslage für die aktive Bewälti-
gung kommender Energieprobleme.

Dabei ist es offensichtlich, dass
man im Jahre 1979 nicht mehr mit
allgemeinen Phrasen über den
Energieverschleiss und der instän-
digen Bitte, sparsam mit der Ener-
gie umzugehen, an die Leute
herantreten kann. Seit rund fünf
Jahren wird das Thema intensiv in
den Medien behandelt. Gemäss einer
Repräsentativumfrage erkennen acht
von zehn Schweizerinnen und
Schweizern die Energiefrage als
das wichtigste Problem der Gegen-
wart. Das Problem ist erkannt.
Die Bevölkerung erwartet Taten und
ist bereit, mitzuhelfen. Eine na-
tionale Energiesparkampagne
müsste sich deshalb um eine ehrli-
che Auseinandersetzung mit dem
Energieproblem bemühen, mit dem
Ziel, die Leute zu energiebe-
wussten Staatsbürgerinnen und
Staatsbürgern zu machen, zu hand-
lungsfähigen und mündigen Sub-
jekten in Sachen "Energie". Sie
dürfte sich deshalb nicht scheuen,
die Zusammenhänge zwischen Ener-
gieverbrauch, gesellschaftlichen

Fortsetzung auf Seite 3



IM BESTEN FALL WIRKUNGSLOS
(Fortsetzung von Seite 2)

Zuständen, Macht- und Interessens-
Verhältnissen aufzudecken und zur
Debatte zu stellen. Kurz: Sie
müsste Energiepolitik eben als
"Politik" darstellen.
Man hat dies tunlichst vermieden,
hat heisse Eisen nicht ergriffen.
Die Adressaten der Energiespar-
kampagne wissen nicht mehr als zu-
vor über die energiepolitischen
Möglichkeiten, die uns als Ausweg
aus der Misere offenstehen. Weder
Energiesteuer, Anreizsysteme,noch
gesetzliche Vorschriften weden'
zur Diskussion gestellt, über die
Möglichekeit eines Dringlichen
Bundesbeschlusses erfahren wir
ebensowenig wie über den disku-
tierten Energieartikel in der
Bundesverfassung. Bezeichender-
weise richten sich die Spartips
im Faltprospekt an uns als Haus-
frauen, Mieter, Autofahrer und
Hauseigentümer. Als Staatsbür-
gerin und Staatsbürger werden wir
nicht angesprochen.
Auf den Vorwurf, die Energiespar-
tips seien banal, antwortete der
Direktor des Amtes für Energie-
Wirtschaft in der Presse: "Banal
heisst doch etwas Selbstverständ-
liches. Und wenn alle Tips
selbstverständlich wären, hätten
wir keinen Energiesparmonat durch-
geführt, dann gäbe es nämlich auch
kein Energieproblem" (Berner Zei-
tunq, 30.10.79). Hat Eduard Kiener
die verhängnisvoll simple Be-
trachtungsweise des Energiepro-
blems, wie sie in der Sparkampa-
gne verbreitet wird, bereits
übernommen? ab.uk.hb.

Herausgeber: SES, Auf der Mauer 6, S001

Zürich« Redaktion: Ursula koch, Hansja-
froh Baumgartner und Buggero Schleicher.
Weitere Exemplare dieser Beilage könnnen
bei der SES bezogen werden.

HEUE ENERGIE IST TEURER ALS
(Schluss von Seite 8)

überzeugt, dass mehr Sparinves-
titionen wirtschaftlich gerecht-
fertigt wären. In jeder Energie-
Politik, falls sie diesen Namen
überhaupt verdient, sollte das
Energiesparen mindestens mit
gleicher Priorität behandelt wer-
den wie die Energieerzeugung."
Grs P„ Gasche {Tages-Anzeiger I0„ Su 79J

torpediert
«/l&tfofz /«/rarof»
Bekanntlich machen sogenannte
Thermographie-Aufnahmen den Wär-
meverlust von Gebäuden sichtbar.
Wärme, das heisst schlecht iso-
lierte Aussenflächen erscheinen
auf dem thermographischen Bild
gelb, kalte - gut isolierende -
hingegen blau. Im Rahmen der
"Aktion Infrarot" hat das Gott-
lieb-Duttweiler-Institut (gdi) ei-
ne Reihe von derartigen Aufnahmen
gemacht und Mitte September der
Oeffentlichkeit vorgestellt. Es
handelt sich um Bilder von Ob-
jekten aus der ganzen Schweiz,
die auf eindrückliche und unbe-
stechliche Art und Weise die
nach wie vor im grossen Stil be-
triebene Energieverschwendung
vor Augen führen und damit zei-
gen, wo und wie der Hebel ange-
setzt werden muss. Mit Ausnahme
des Projektleiters beteiligten
sich ausschliesslich Vertreter
von Bundesstellen, der Hochschule
und der Armee an der Aktion, was
deren seriösen und Wissenschaft-
liehen Charakter gewährleistete.
Ein Gutachten des angesehenen Ju-
risten Heribert Rausch bestätigte
zudem, dass mit der Veröffentli-
chung der thermographischen Bil-
der keine Schwierigkeiten recht-
licher Natur zu erwarten sind.
Die Aktion ist bei den Medien
und bei der Bevölkerung denn auch
auf lebhaftes Interesse gestos-
sen. Weniger bekannt ist hingegen
die eher unrühmliche Vorgeschich-
te.
Ursprünglich zeigte auch das Amt
für Energiewirtschaft Begeisterung
für die Idee. Projektleiter An-
dreas Reinhard erhielt vom Beauf-
tragten für die Energiesparkampa-
gne des Bundes, Karl-Heinz Trox-
1er,einen enthusiastischen Brief:
"Wir sind überzeugt, dass das
Projekt ein Erfolg wird. Denn mit
Hilfe von Wärmebildern aus der
Luft wird der schweizerischen Be-
völkerung gezeigt
- wieviel Energie in Form von

Wärme wo und warum verloren
geht,

- dass es dazu Alternativen gibt.
Ein solches Projekt ist geeignet,
einen wesentlichen Beitrag zur Mo-
tivierung zu leisten. Wärmedämmung
ist Thema No. 1. Hier gilt es end-
lieh etwas Mutiges zu tun
Sie (die Aktion) ist daher auch
für das Impulsprogramm des Bundes
von Interesse."

Karl-Heinz Troxler versprach, sei-
seits etwas Mutiges zu tun. Er
sicherte die Mitarbeit des Amtes
für Energiewirtschaft sowie der
Schweizerischen Aktion Gemeinsinn
für das Energiesparen (SAGES) zu
und stellte einen Zuschuss von
10'000 Franken aus der SAGES-Kas-
se in Aussicht.
Umso ernüchterner war für die
Projektmitarbeiter die zwei Mo-
nate später eintreffende Absage

aus dem Bundeshaus:
"Ich möchte bei dieser Gelegen-
heit noch festhalten, dass Sie im
Rahmen Ihres kurzfristig angeleg-
ten Vorgehens auf die Verwendung
von Fotographien, die Sie in Zu-
sammenarbeit mit der Militärdi-
rektion oder dem Eidgenössischen
Luftamt probeweise aufgenommen
haben, verzichten."

Was bewirkte den plötzlichen Mei-
nungsumschwung? Die Veröffentli-
chung der Aufnahmen war ursprüng-
lieh Anfang 1979 geplant, in
einer Zeit also, als die Ausei-
nandersetzung um die Atominitia-
tive auf Hochtouren lief. Be-
fürchtete man im Amt für Energie-
Wirtschaft, mit einer Unterstüt-
zung der "Aktion Infrarot", den
AKW-Gegnern Argumente zu liefern?
Jedanfalls beantragte E.Keppeler,
Direktor des Verbandes Schweizeri-
scher Elektrizitätswerke (VSE),
an der SAGES-Ausschussitzung vom
16. Januar 1979 das Vorgehen im
Zusammenhang mit der "Aktion In-
frarot" zu überprüfen. Er at-
testierte dem Projekt zwar Ge-
nialität in Idee und Konzeption,
doch sei es "politisch nicht
durchführbar". Besonders im Hin-
blick auf die bevorstehende Ab-
Stimmung über die Atomschutz-
initiative sei die Aktion eine
zu pointierte Stellungnahme aus
offizieller Sicht zur Energie-
frage. Offenbar machte man sich
auf dem Amt für Energiewirtschaft
diese Sicht zu eigen. In einem
Brief von Eduard Kiener an Franz
Jäger (26. Oktober 1979), in dem
er sich gegen die SES-Kritik an
der Sparkampagne verwahrt, wird
dies indirekt bestätigt. Darin
begründet der Direktor des Amtes
für Energiewirtschaft den ab-
lehnenden Entscheid. Das Gott-
lieb-Duttweiler-Institut habe
keine Gewähr dafür bieten wollen,
dass die "Veröffentlichung der
Infrarotbilder... nicht nur zu den
Propagandazwecken der Abstimmung
vom 18. Februar 1979 erfolgen sol-
le."
Bilder, welche die Energiever-
schwendung anschaulich darstellen,
sind also potentielles Propaganda-
material gegen Atomenergie. Ein
peinliches Eingeständnis von Sei-
ten eines Vertreters der offiziel-
len Energiepolitik. hb.ar.

Mit der Aktion Infrarot ist der
Projektleiter Andreas Reinhard
nicht nur im Bundeshaus auf Ab-
lehnung gestossen. Ein ETH-Pro-
fessor gab ihm den väterlichen
Rat, künftig auf gewisse Bilder
zu verzichten, wenn ihm an seiner
Karriere gelegen sei. Diese Bil-
der belegen die katastrophalen
wärmetechnischen Eigenschaften
von eloxiertem Aluminium am Bei-
spiel von Türen und Fassaden.



Ihr Radio-Interview DRS vom
25.Oktober 1979, "Rendez-vous am

Mittag"

Herr Nationalrat,
Anlässlich des in Frage stehenden
Radio-Interviews über die laufen-
de Energiesparkampagne haben Sie
Aussagen gemacht, die im Interes-
se der Wahrheit und der Objekti-
vität einer Klarstellung bedür-
fen.

1. Sie lassen durchblicken, dass
die Energiesparkampagen für

den Bund ein Vorwand sei, um bei
ungenügenden Erfolgsergebnissen
umso mehr den vermehrten Gebrauch
von Elektrizität und Erdöl zu
propagieren. Jeder Vorwurf, die
Sparkampagne des Bundes sei eine
Alibiübung, ist zurückzuweisen.
Es ist ihnen sicher bekannt, dass
die Information über das Energie-
sparen, als erster Pfeiler der
vier GEK-Postulate, zu den wich-
tigsten Aufgaben des Bundes ge-
hört. Das ist denn auch der
Grund, weshalb das Parlament den
Bundesrat, bzw. das Eidg. Ver-
kehrs- und Energiewirtschaftsde-
partement, ausdrücklich mit der
Durchführung einer solchen Infor-
mationskampagne beauftragt hat.
Dass diese schon seit geraumer
Zeit sowohl direkte als auch in-
direkte Ergebnisse zeitigt, dürf-
te auch Ihnen bekannt sein,, Dabei
bildet sich natürlich niemand
ein, dass das Energieproblem sich
allein mit Energiesparkampagnen
lösen lässt. Ein Nutzen lässt
sich auf keinen Fall negieren.

2„ Entgegen Ihrer Behauptung, die
Energiewirtschaft habe in der
Kampagne das Sagen, sind in dem

für das Konzept und die Durchfüh-
rung zuständigen Gremium über-
haupt keine Vertreter der Privat-
oder Energiewirtschaft zu finden.
Es setzte sich ausschliesslich
aus Beamten zusammen, die ohne
jegliche Einflussnahme von aussen
arbeiteten. Der verantwortliche
Beamte, der bei der Durchführung
der Energiesparkampagne fast
Uebermenschliches geleistet hat,
ist durch Ihre Äusserungen aufs
Tiefste betroffen. Weder haben
Druckversuche von Seiten der
Energiewirtschaft stattgefunden,
noch hätten wir ihnen gegebenen-
falls stattgegeben.

3. Selbstredend werden deshalb
die mit der Energiesparkampa-

gne zusammenhängenden Aktionen
des Bundes von Beamten durchge-
führt. Aus Gründen der Effizienz
und der knappen Bundesmittel ist
aber die Kampagne auf den Schnee-
balleffekt angewiesen. Es ist
deshalb erfreulich, dass zahl-
reiche Verwaltungen von Kantonen
und Gemeinden ihrerseits eigene
Aktionen aufgezogen haben. Das
Gleiche gilt für die Privatwirt-

schaft, die mit viel Initiative
bereits Wesentliches geleistet
hat und dies auch weiterhin tun
dürfte.
Es ist bedauerlich, dass Sie an-
gesichts der positiven Einstel-
lung zum Energiesparen der Pri-
vatwirtschaft, zu der selbstver-
ständlich auch die Energiewirt-
schaft gehört, uns unterstellen,
dass die Durchführung der Ener-
giesparkampagne in der Mehrheit
von denjenigen geprägt sei, die
in der Elektrizitätswirtschaft
daheim sind. Sowohl der Bund wie
auch die Privatwirtschaft sind in
der Gestaltung ihrer Aktionen
vollkommen unabhängig. Ich muss
mich deshalb gegen die von Ihnen
geäusserte Verdächtigung auf das
entschiedenste verwahren.

4. Als Beispiel dafür, "wie sehr
die Energiesparkampagne von der
Elektrizitätswirtschaft beein-
flusst werde" zitieren Sie die
Aktion INFRAROT. Sie behaupten
auch, diese Aktion sei auf Grund
einer Intervention von Herrn Dr.
E. Keppeler vom VSE abgebrochen
worden. Der Wahrheit zuliebe
möchte ich folgendes feststellen:
Die Aktion INFRAROT war eine sol-
che des GDI, das sowohl den Bund
als auch die SAGES um Mithilfe
ersuchte. Unzweifelhaft hatte das
BEW an einer solchen Aktion ein
Interesse, allerdings unter der
Voraussetzung, dass die Veröf-
fentlichung der Infrarotbilder
auf Grund eines wissenschaftli-
chen Bewertungsprogramms und
nicht nur zu den Propogandazwecken
der Abstimmung vom 18. Februar
1979 erfolgen solle. Eine andere
Zweckbestimmung wäre von der Oef-
fentlichkeit auch nicht verstan-
den worden. Nachdem das GDI eine
solche Gewähr aber nicht leiste-
te und auch Einladungen zu ent-
sprechenden Fachsitzungen keine
Folge gab, war es uns nicht mehr
möglich, an dieser Aktion weiter
teilzunehmen.
Ihre Behauptung, wir hätten dies
"nach einer Intervention Herrn
Dr. E. Keppelers getan", ist so-
mit wahrheitswidrig.
5. Sie haben in Ihrer Einleitung

zum Radio-Interview selber
den Wert einer Energiesparkampa-
gne anerkannt. Ich bedaure, dass
mir im Rahmen des Internationalen
Energiesparmonats kein positiver
Beitrag von Seiten der Schwei-
zerischen Energiestiftung bekannt
ist. Ohne einen solchen verliert
Ihre Kritik jede Legitimität.
Ich hätte es im übrigen auch be-
grüsst, wenn Sie - vor Erhebung
Ihrer Anwürfe - sich vorher in
unserem Amt informiert hätten,
das Ihnen jederzeit dafür offen-
steht.

Mit freundlichen
Grüssen

sig. E. Kiener

Zter Z?oc/r

Gärtner:

-EWerg/e/oôôy

Ihr offener Brief vom 26. Ok-
tober 1979

Herr Dr. Kiener,
In einem offenen Brief nehmen Sie
Stellung zu meinen Aussagen an-
lässlich des Radio-Interviews vom
25. Oktober 1979 über die laufen-
de Energiesparkampagne des Bun-
des.
Zu den von Ihnen aufgeworfenen
Fragen nehme ich wie folgt Stel-
lung:

1. Nach wie vor halte ich den
Vorwurf, die Energiesparkam-

pagne sei eine Alibi-Uebung, auf-
recht. Dass in der GEK die Infor-
mation über das Energiesparen an
erster Stelle genannt wird, wun-
dert diejenigen nicht, die sowohl
die einseitige Zusammensetzung
wie auch das Resultat dieser Kom-
mission kennen. In der GEK domi-
nierten die Interessenvertreter
der Energiewirtschaft. Wenn der
Bund nun vor allem die Informa-
tion über das Energiesparen an
die Hand nimmt, ist zu befürch-
ten, dass dafür die dringend be-
nötigten gesetzlichen Massnahmen
auf die lange Bank geschoben wer-
den.
Wer die Sparkampagne genauer
unter die Lupe nimmt, ist auch
erstaunt über die Art der "Infor-
mation". Nirgends wird der Ener-
giekonsument als bewusster
Staatsbürger angesprochen, der es
in der Hand hätte, politisch
wirksame Massnahmen im Energiebe-
reich zu fordern und durchzuset-
zen. Offenbar ist dies zu heikel.
Immer wieder richten sich die Ap-
pelle an den kleinen Endverbrau-
eher. Fünfundvierzig Prozent der
Energie gehen bei der Uebertra-
gung, Verteilung und Umwandlung
verloren. Dort werden aber die
effektiven wirtschaftlichen In-
teressen tangiert. Das Problem
der Energieverschwendung gründet
tiefer als im unbewussten Konsum-
verhalten des einzelnen Bürgers.
Wenn Sparappelle ungehört verhal-
len, ist dies nicht allein in der
Trägheit der Einzelnen, sondern
vielmehr in der gesellschaftli-
chen Situation, in der die Men-
sehen leben, begründet Nirgends
wird in der Energiesparkampagne
auf diese fundamentalen Zusammen-
hänge hingewiesen.
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2. Schlüsselfigur für die Ver-
bindung zur Industrie ist der

Beauftragte für die Nationale
Energiesparkampagne Dr. K.H.
Troxler, "der bei der Durchfüh-
rung der Energiesparkampagne fast
Uebermenschliches geleistet hat",
wie Sie schreiben. Seine Erfah-
rungen mit Oeffentlichkeitsarbeit
hat Dr. Troxler vor allem im be-
kannten Büro Farner gesammelt.
Dort wurden und werden unter an-
derem die PR-Bemühungen der Atojn-
industrie koordiniert, so ist z.B
auch die Schweizerische Informa-
tionsstelle für Kernenergie (SIK)
ein Farner-Kind.
Dr. Troxler war denn auch einer
der rührigsten Initiaten bei der
Gründung der "Schweizerischen Ak-
tion Gemeinsinn für Energiespa-
ren", die im Wesentlichen ein
Instrument zur Einflussnahme der
Wirtschaftskreise auf die Ener-
giesparpolitik ist. In den Statu-
ten heisst es: "Der Verein will
die am Energiesparen interessier-
ten Kreise zu gemeinsamem Vorge-
hen zusammenschliessen. Ne-
ben eigenen Aktionen unterstützt
und koordiniert er Informations-
kampagnen von öffentlicher Hand,
Wirtschaft und gemeinnützigen Or-
ganisationen".

Energie-^ _Spar-Nachrichten
Nr. 12/Saptamb£r 1979

HeroutQegaban vom Bundesami fur Ewgiewirtschafl
Kapolluiii.irasta 14. 3001 Bc<n

Zum Verwechseln ähnlich

Schweizerische Aktion Gemeinsinn für Energiesparen
Mouvement suisse pour l'économie d'énergie

Movimento svizzero in materia di risparmio energetico
t/O Presse- und Informationsdienst ETH Zürich

Pm, Ramistrasse 101,8092 Zürich
VvT Tel. 01 34 65 60 oder 32 6211, int 4244

Bundesrat Willi Ritschard ist Prä-
sident des Patronatskomitees, in
dem fast alle Spitzenverbände ver-
treten sind: die Branchenvereini-
gungen der Energiewirtschaft, Vor-
ort, Gewerbeverband, Ingenieur-und
Public-Relations-Vereinigungen,
Presse, Banken, Hauseigentümer
und - ganz ohne Chancen, sich
durchzusetzen - auch Umwelt- und
Konsumentenorganisationen. Es
versteht sich, dass hier die In-
dustrie das Sagen hat, so heisst
es denn auch im letzten Ge-
schäftsbericht: "Für die Aktion
Gemeinsinn für Energiesparen
heisst der Auftrag für die 80er
Jahre: Mit Energiesparen den
Markt erobern I"
Präsident der SAGES ist FDP-Na-
tionalrat und Zürcher.Arbeitge-
berpräsident Ulrich Bremi. Auch
er verfügt über gute Beziehungen

zum Büro Farner: gelegentlich
lässt er politische Kommentare
durch den Farner Pressedienst
verbreiten, ausserdem ist er Mit-
glied der "Aktion Freiheit und
Verantwortung", einem vom Büro
Farner gemanagten, rechts ange-
siedelten Verein, der vor allem
mit Unterstützungsinseraten für
Cincera bekannt geworden ist.
Die AFV ist übrigens mit den
Parlamentariern Broger und Etter
auch im Patronatskomitee der SA-
GES nicht schlecht vertreten.
Ausser Bremi sitzt natürlich auch
Troxler im fünfköpfigen Vor-
standsausschuss, dem noch ein PR-
Spezialist, ein Ingenieur und ein
Vertreter des Hauseigentümerver-
bandes angehören.
Vieles weist darauf hin, dass die
grundlegende Strategie der Natio-
nalen Energiesparkampagne in der
SAGES ausgebrütet ("koordiniert")
wurde. Die Grenzen zwischen Ihrem
Amt und der SAGES verschwimmen.
So führt auch die SAGES das offi-
zielle Energiesparsignet als ihr
Markenzeichen. Wurde hier nicht
der Bock zum Gärtner gemacht?

C/ntenvaraferwwg
£/«rc/z /nterasse«ve/freter

3. Sie sprechen von einem Schnee-
balleffekt, auf den die Ener-

giesparkampagne angewiesen sei.
Richtig ist., dass in einigen Ge-
meinden tatsächlich Anstrengungen
unternommen wurden, um mit dem
Energiesparen Ernst zu machen.
Wir vermuten, dass dies weniger
auf die Energiesparkampagne als
vielmehr auf die Einsicht von
Bürgern und Behörden zrückzufüh-
ren ist.
Es stimmt auch, dass an verschie-
denen Schulen, in Gemeinden und
öffentlichen Veranstaltungen viel
über das Energiesparen geredet
wurde. Der "Stiftung Dialog" hat
Ihr Amt dabei eine besondere Rol-
le zugedacht: sie wurde beauf-
tragt, die "Jugend-Energiespar-
kampagne" mit über 50 Veranstal-
tungen in Schulen und Kantons-
ratssälen durchzuführen. Troxler
war häufig mit dabei. Höhepunkt
war eine abschliessende Veran-
staltung mit Michael Kohn und
Willi Ritschard im Nationalrats-
saal. Die Schweizerische Staats-
bürgerliche Gesellschaft (SSG)
hat nun eine ähnliche Rolle
übernommen: 20 Anlässe in allen
Regionen der Deutsch- und West-
Schweiz sind vorgesehen.
Diese beiden Organisationen ar-
beiten eng zusammen, Sekretariat
und Zeitungsredaktion der SSG
werden seit 1978 von der "Stif-
tung Dialog" besorgt. Sie nennen
sich überparteilich, es bestehen
jedoch gewisse personelle Ver-
flechtungen mit Farner- und Cin-
cera-Kreisen.
Wichtigster Mit-Initiant und
langjähriger Finanzspezialist
vom "Dialog" war Cincera-Freund
Hans Scharpf Direktor der
Hagelversicherung. Finanzdele-
gierter seit 1978 ist Rechtsan-
wait Joseph Alexander Baumann,
einer der engsten Vertrauten
Cinceras (Verantwortlicher für

juristische Fragen in der "In-
formationsgruppe Schweiz" und
schon 197 2 Vizepräsident von Cin-
ceras "Gruppe für zeitkritische
Analysen"). Präsident war bis
1979 Konvertit Ulrich Kägi, der
sich bemüht., seine stalinistische
Vergangenheit mit übereifrigem
Antikommunismus zu sühnen, und
es liebt, für Farners Presse-
dienst Kommentare zu schreiben.
Sein Nachfolger ist der frühere
Armee-Ausbildungschef Korpskom-
mandant Pierre Hirschy. Urs
Lauffer, seinerzeit Redaktor des
"Dialog" arbeitet inzwischen im
PR-Büro Farner und hat dort die
"Aktion Jugend und Energie" auf-
gezogen, bei der wiederum Dialog-
Mitarbeiter Jean Marc Hensch mit-
macht, und deren Präsident, Ei-
bel-Freund Regierungsrat Hans P.
Künzi, dem SAGES-Patronatskomi-
tee angehört.
Nationalrat Bremi, Präsident der
SAGES sitzt seinerseits im Zen-
tralvorstand der Schweizerischen
Staatsbürgerlichen Gesellschaft.
Kurzum, SAGES, Dialog, Staats-
bürgerliche Gesellschaft und das
Büro Farner sind eng miteinander
verflochten.
Wir hatten mehrmals Gelegenheit
als Alibifiguren bei diesen Ver-
anstaltungen mitzuwirken. Die
Podien waren meist einseitig zu-
sammengesetzt und der "Dialog"
erwies sich oftmals als wirkungs-
voller Verteiler für die aufwen-
digen Werbebroschüren der Ener-
giewirtschaft - wen wunderts?
Auch wir sind, aufmerksam gewor-
den durch die auf Wirkungslosig-
keit angelegte Sparkampagne, erst
vor kurzem auf diese Zusammenhän-
ge gestossen. Wir sind überzeugt,
Herr Dr. Kiener, dass Sie selber
nicht wussten, in welche Gesell-
schaft Ihr Bundesamt mit dieser
Kampagne geraten ist.

Fo/ge« der Fer/Zec/dwng

4. Am 27 November 1978 schrieb
Dr. Troxler an den Projektlei-

ter der Infrarot Aktion Andreas
Reinhard: "Ich bestätige Ihnen,
dass wir von seiten des Amtes für
Energiesirtschaft Ihr Projekt
"Inforarot-Aktion" unterstützen
werden. Die Aktion passt gut in
unsere Nationale Energiesparkam-
pagne 2. Runde. Wir begrüssen
auch, dass die Schweizerische
Aktion Gemeinsinn für das Ener-
giesparen, die übrigens diesen
Winter die Energiekennzahl für
Einfamilienhäuser in der ganzen
Schweiz populär macht, auch die-
ses Projekt betreut."
Am 16.1.79 referierte A.Reinhard
im SAGES-Vorstand über die Infra-
rot-Aktion. Als einziger Votant
meldete sich Dr. E. Keppeler, Di-
rektor des Verbandes Schweizeri-
scher Elektrizitätswerke (VSE):
die Aktion sei "politisch nicht
durchführbar". Am 26.1., zehn Ta-
ge später, schrieb Dr. Troxler im
Namen Ihres Bundesamtes zwei
Briefe. Einer war die in den von
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uns veröffentlichten Unterlagen
bereits zitierte Absage an den
Projektleiter, der andere ging
an den Vorstand der SAGES. Darin
heisst es: "Wir möchten Ihnen
mitteilen, dass wir - im Einklang
mit den Voten der letzten Vor-
standsSitzung und nach ausführli-
eher Besprechung im Ausschuss -*

zum Entschluss gekommen sind, das
Vorgehen in Zusammenhang mit der
Aktion Infrarot zu überprüfen."
Dass Ihr Amt-aufgrund der Inter-
vention des Elektrizitätsvertre-
ters gehandelt hat, ist nicht zu
leugnen. Der Vorwurf der Unwis-
senschaftlichkeit wurde erst er-
hoben, als es darum ging, die Re-
sultate zu veröffentlichen. Uns
scheint der "Fall Infrarot-Ak-
tion" ein Paradebeispiel für die
befremdliche Funktion der SAGES

in der Nationalen Energiespar-
kampagne.
Wir bitten Sie, Herr Dr. Kiener,
sich in Zukunft über die Tätig-
keit Ihres Amtes und der mit ihm
eng verflochtenen Interessenver-
bände eingehender zu informieren,
bevor Sie uns öffentlich wahr-
heitswidrige Behauptungen vor-
werfen.

ScA/ec/d m/omtier?

5. Wir bedauern, dass Sie als Di-
rektor des zuständigen Bundes-

amtes über die Vorgänge in der
helvetischen Energieszene nicht
besonders gut informiert sind.
SES-Kreise gehörten zu den ersten,
die in der Schweiz auf die Ener-
gieprobleme aufmerksam machten und
vom Energiesparen sprachen - lange
bevor sich der Bund gezwungen sah,
wenigstens Alibiübungen durchzu-
führen. So schrieben spätere SES-
Leute schon 1974 die abqualifi-
zierte Stabilisierungsvariante
im verbrauchsfreudigen GEK-Be-
rieht. Im Alternativ-Konzept
"Jenseits der Sachzwänge" mach-
ten wir dann - gemeinsam mit an-
deren Umweltorganisationen - um-
fassende und detaillierte Vor-
schläge für eine sparsame Ener-
giepolitik. Abgesehen von den
verschiedensten Vorstössen und
Stellungnahmen hat unsere Orga-
nisation eine Reihe von fundier-
ten Studien über Energiespar-
techniken und -massnahmen heraus-
gegeben. Auch im Monat Oktober
blieb die SES nicht untätig: al-
len Gemeinden der deutschen
Schweiz schickte sie die Zusam-
menfassung ihres Energiekonzep-
tes für die Stadt Schaffhausen.
Mit einem Jahresbudget von ca. Fr.
100,000 sind die Mittel jedoch
begrenzt. Anträge für öffentli-
che Forschungskredite wurden bis-
her regelmässig abgelehnt.

Dass wir mit unserer Beurteilung
nicht allein stehen, beweist im
übrigen auch die Radiosendung
vom Dienstag, 30.Oktober 1979,
über die Energiesparkampagne.
Die dort geäusserten kritischen
Ansichten können wir voll und
ganz unterstützen.
Wir sind der Meinung, dass die
SES und die anderen Umweltorgani-
sationen einen wesentlichen Bei-
trag geleistet haben, um das Be-
wusstsein in breiten Bevölke-
rungskreisen über das Energiepro-
blem zu wecken. Wir begnügen uns
nicht mit nur vordergründigen
Sparaufrufen. Wir müssen und wol-
len auch immer wieder auf die
tieferen Zusammenhänge zwischen
der Energieverschwendung und der
Struktur und Funktionsweise unse-
rer Gesellschaft und Wirtschaft
hinweisen. In diesem Sinne sind
wir sehr unbequem.

Sie bedauern, dass wir uns nicht
vor der öffentlichen Kritik an
der Energiesparkampagne mit Ihnen
persönlich in Verbindung gesetzt
haben. Je nach Situation werden
wir uns jedoch auch in Zukunft
Kritik aufgrund öffentlich zu-
gänglicher Informationen und ei-
gener Untersuchungen erlauben,
ohne Sie im Voraus zu konsultie-
ren.

Mit freundlichem Gruss

Nationalrat Dr. Franz Jäger
Präsident der Schweizeri-
sehen Energie-Stiftung

ßw/jofesöescMim isf

Eine Energie-Gesetzgebung wird
auf ordenlichem Wege frühstens
1985 in Kraft treten können. Bis
zu diesem Zeitpunkt besitzt der
Bund keinerlei Kompetenz für eine
wirkungsvolle Energiepolitik.
Obwohl die Oeltanks noch voll
sind und wir Strom in grossem
Massstab ins Ausland exportieren,
ist die globale Energiekrise be-
reits latent vorhanden. Sie wird
nach Ansicht vorausblickender
Oekonomen im Laufe der Achtziger-
jähre virulent ausbrechen.
Die Schweiz kann es sich nicht
leisten, der Krise untätig entge-
genzuschlittern. Mit einem Dring-
liehen Bundesbeschluss können
Massnahmen in die Wege geleitet
werden, die nach der Inkraftset-
zung der Energiegesetzgebung
nahtlos in das ordentliche Recht
überführen. Energiepolitik ist
nicht ein einmaliger staatlicher
Eingriff; sie muss als lang-
fristiger Prozess verstanden wer-
den. Energiepolitik benötigt Zeit
um wirksam zu werden. Durch ei-
nen Dringlichen Bundesbeschluss
kann eine fünfjährige Anlaufzeit
gewonnen werden, welche für die
Bewältigung einer nationalen

Energiekrise entscheidende Be-
deutung haben kann.
Es gibt eine Anzahl von Einzel-
massnahmen, die den Energiekon-
sum reduzieren, ohne gleichzei-
tig den Lebensstandard zu senken.
Im Dringlichen Bundesbeschluss
gilt es, die im Verhältnis zum
finanziellen und politischen Auf-
wand wirksamsten Massnahmen die-
ser Art zu ergreifen. Diese kön-
nen auf organisatorischer, fi-
nanz- und steuerpolitischer oder
technischer Ebene liegen. Sie
lassen sich aufteilen in solche,
die unmittelbar zu realisieren
sind und andere, welche erst
nach einer gewissen Zeit wirksam
werden.

7. 7?awmAefe««g Ae/ 7VewAa«te«
Mrtd Ttenovaf/one«

11 Wärmedämmung

Der Bund erlässt Mindestvor-
Schriften für die Wärmedämmung
von neuen Gebäuden und baube-
willigungspflichtigen Rénova-
tionen. Die Kantone sind frei,
diese Vorschriften noch zu
verschärfen. Der Vollzug ge-
schieht*auf Gemeindeebene
(Bauordnung).

(Gemäss einer Analyse von Armin

Binz, dipl. Architekt ETH - SES-
Report Nr. 4 "Optimale Wärmedäm-
mung von Gebäuden", 1978, Ver-
lag Schweizerische Energiestif-
tung - kann bis zum Jahr 2000 der
Energiekonsum für Heizung und
Warmwasser trotz einer Zunahme
des Wohnungsbestandes um 20% ge-
samthaft um 10% gesenkt werden,
wenn die Wärmedämmung mit ver-
tretbarem Aufwand in diesem Zeit-
räum sukzessive verbessert wird.)

1.2 Individuelle Heizkosten-
abrechnung
Neubauten und baubewilligungs-
Pflichtige Renovationen sind
mit automatischer oder handbe-
triebener Temparatursteuerung
für jeden einzelnen Raum aus-
zurüsten. Die Installationen
sind so zu planen, dass eine
individuelle Heizkostenabrech-
nung möglich wird.

(Langjährige Untersuchungen in
der BRD durch die VW-Werke haben
gezeigt, dass durch diese organi-
satorische Massnahme im Durch-
schnitt rund 20% des Heizenergie-
Verbrauchs eingespart werden kön-
nen. In Deutschland werden 50%
der Wohnungen heute schon nach
diesem System abgerechnet; in der
Schweiz sind es lediglich 5%. In
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der BRD ist die individuelle
Heizkostenabrechnung ab diesem
Jahr gesetzlich vorgeschrieben.
Im SES-Report Nr 3 - J. Nipkow,
"Individuelle Heizkostenabrech-
nung", 1977, Verlag Schweizeri-
sehe Energiestiftung - wird ge-
zeigt, dass für einen Grossteil
der Wohnungen die individuelle
Heizkostenabrechnung sinnvoll und
möglich ist.)

2. isnerçf/esteMer
w/zef Si/ftvewfto/ie«

Bei der heutigen Ebbe in der
Bundeskasse können Subventio-
nen für energiesparende Tech-
niken nur durch spezielle
Energiesteuern aufgebracht
werden. Beide Massnahmen zie-
len auf eine Strukturverbes-
serung des Energieversorgungs-
systems: die Energieverschwen-
dung wird bekämpft und gleich-
zeitig werden einheimische und
regenerierbare Energieträger
gefördert.

2„ 1 Energiesteuer und Ener-
giefonds
Der Bund erhebt eine Energie-
Steuer dort, wo Energie inef-
fizient eingesetzt wird. Die
Einnahmen fliessen in einen
Energiefonds, wo sie zweckge-
bunden für die Förderung wirk-
samer Sparmassnahmen (z.B„
Subventionen für bessere Iso-
lation, Wärmepumpen, Total-
energieanlagen) und für ziel-
gerichtete Energieforschung
eingesetzt werden. Die Steuer-
Sätze werden nach Massgabe
energiepolitischer Ziele fest-
gesetzt.

(Der Einsatz hochwertiger Energie
- fossile Brennstoffe, Elektrd^-

zität - zur Erzeugung niederwer-
tiger Wärme ist exergetische Ver-
schwendung, die durch eine Ener-
giesteuer zurückgedämmt werden
muss. Erdöl, Erdgas und S,trom
werden jedoch von der Energie-
Steuer befreit, wenn sie in Heiz-
anlagen mit Wärme-Kraft-Kopplung
und Wärmepumpen mit hohem Wir-
kungsgrad eingesetzt werden.)

2. 2 Subventionen für Isola-
tion und Wärme-Kraft-Kopplung
Die Mittel des durch die Ener-
giesteuer geäuffneten Energie-
fonds werden teilweise dafür
eingesetzt, Anreize für ener-
giesparende Massnahmen zu
schaffen. Darunter fallen in
erster Linie:
Bessere Wärmedämmung bei Neu-

bauten und baubewilligungs-
Pflichtigen Umbauten, Verbes-
serung des totalen Wirkungs-
grades der Heizanlage durch
Totalenergiesysteme und Wär-
mepumpen etc.
(In verschiedenen Kantonen haben
die Kantonalbanken bereits be-
schlössen, energiesparende Mass-
nahmen im Baugewerbe durch nied-
rige Zinssätze auf Krediten zu
fördern. Der Bund unterstützt
diese Bestrebungen durch weit-
gehende Subventionen.)

2.3 Forschungsförderung für
alternative Energiequellen
Ein Teil der im Energiefonds
zur Verfügung stehenden Mittel
wird für die Förderung der
Forschung und Entwicklung auf
dem Sektor der einheimischen
und regenerierbaren Energie-
träger verwendet. Die dezen-
trale, kleintechnologische
Forschung wird speziell be-
rücksichtigt.

(Von diesen Forschungsgeldern
soll erstmals auch das Klein- und
Mittelgewerbe profitieren können,
das in den vergangenen Jahren un-
ter Aufwand grosser eigener Mit-
tel die bisherige Entwicklung
energiesparender Technologien er-
möglicht hat. Auch die Bestrebun-
gen von Non-Profit-Organisationen
wie die Schweizerische Vereini-
gung für Sonnenenergie oder die
Schweizerische Energiestiftung,
welche bisher mit privaten Mit-
teln Forschung betrieben oder un-
terstützt haben, sollen durch den
Energiefonds gefördert werden.)

5. vom Sfrom

t/wre/* fffer&e

Die Elektrizitätswerke in
öffentlicher Hand werden ver-
pflichtet, den aus Wärme-

Kraft-Kopplung und Totalener-
gieanlagen anfallende Strom
aus Industrie- und Heizkraft-
werken zu einem Preis anzu-
nehmen, der nicht unter 90%

des mittleren Stromverkaufs-
preises in der betreffenden
Region liegt.

(Bisher weigern sich die Elektri-
zitätswerke, Eigenerzeugern von
Strom - sei es aus industriellen
Totalenergieanlagen oder aus lo-
kalen Heizkraftwerken - die
Ueberproduktion zu annehmbaren
Preisen abzunehmen. Vielerorts
werden diese potentielle Energie-
sparer durch angedrohte höhere
Strompreise für die Restenergie
in ihren Bemühungen aktiv ge-
bremst. Deutsche Quellen schätzen
dieses Strom-Potential für die
BRD auf 20 - 22 Gigawatt, also

dem Aequivalent von über 20 Atom-
kraftwerken des Typs Gösgen
(vgl. "Mehr Wettbewerb ist mög-
lieh", Hauptgutachten der Deut-
sehen Monopol-Kommission, 1976)
Auf die Schweiz übertragen kann
durch entsprechende finanzielle
Anreize innert wenigen Jahren ein
Strompotential verfügbar gemacht
werden, das ein oder gar zwei
grosse Atomkraftwerke ersetzt.)

Theo Ginsburg

Z)er Forstass /ra
ftewe/î Porfameta
Der Bundesrat wird eingeladen,
dem Parlament einen Antrag für
einen Dringlichen Bundesbeschluss
zur Energiepolitik vorzulegen.
Dieser soll folgende Massnahmen
vorsehen :

1.Erlass von Mindestvorschriften
für die Wärmedämmung von neuen
Gebäuden und baubewilligungs-
Pflichtigen Renovationen.

2.Der Bund wirkt darauf hin, dass
die Elektrizitätswerke den aus
Wärme-Kraft-Kopplung und Total-
energieanlagen anfallende Strom
aus Industrie und Heizkraftwer-
ken zu angemessenen Preisen ab-
nehmen. Er erlässt Vorschriften
zur einheitlichen Gestaltung
des Arbeitspreises für die
Elektrizität und gegen ver-
kaufsfördernde Mengenrabatte
für alle Energiearten.

3.Einführung einer Abgabe auf al-
len vom Ausland importierten
Energieträgern (Oel, Gas, Koh-
le, Uran). Der Ertrag aus die-
sen Abgaben wird zweckgebunden
für die Förderung einheimi-
scher, regenerierbarer Alter-
nativenergien und für die For-
schung, Entwicklung und Ein-
führung energiesparender Tech-
niken und Massnahmen verwendet.

4.Die Ausgaben des Bundes für die
Energieforschung sind in erster
Linie und gezielt für die For-
schung und Entwicklung dezen-
traler Energieträger einzuset-

Franz Jäger

Auch bis ein dringlicher Bundesbe-
schluss alle Hürden genommen hat,
wird es nich eine Weile dauern.
Noch einfacher kann ein Teilaspekt
des ganzen Pakets verwirklicht
werden: ein Elektrizitätswirt-
schaftsgesetz das die Wirtschaft-
liehen Rahmenbedingungen der Abga-
be von Elektrizität festlegt, ist
aufgrund bestehender Verfassungs-
artikel realisierbar.
Die SES, der WWF, die Gesellschaft
für Umweltschutz (SGU), der Bund
für Naturschutz (SBN), der Verein
für Volksgesundheit (SW) und die
Vereinigung für Sonnenenergie
(SSES) haben deshalb kürzlich an

Fortsetzung auf Seite 8
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einer gemeinsamen Pressekonferenz
angekündigt, eine Motion zur
Schaffung eines solchen Gesetzes
werde im National- und im Stände-
rat eingereicht.

vor/mncfe«
Verfassungsrechtlich ist ein sol-
ches Gesetz bestens abgestützt.
Einerseits heisst es im Art. qua-
ter BV "Der Bund ist befugt, ge-
setzliche Bestimmungen über die
Fortleitung und Abgabe der elek-
trischen Energie zu erlassen"
(Abs.l). Andererseits kann aucfy
der Verfassungsartikel über Atom-
energie herangezogen werden (Art.
24 quinquies BV): "Die Gesetzge-
bung auf dem Gebiet der Atomener-
gie ist Bundessache"(Abs.1).
Die allzuoft gebrauchte Ausrede,
der Bund habe keine Kompetenzen,
stimmt hier nicht. Die verschwen-
dungsfördernde Absatzpolitik der
Elektrizitätswerke könnte wirksam
korrigiert werden. Wie heftig die
im Nationalrat gut vertretene

Elektrolobby dagegen Widerstand
leistet, ist eine andere Frage.
/rtcförefrte Stewm/Mg...
Das Gesetz soll insbesondere fol-
gende Punkte beinhalten:
- Richtlinien über die Festset-

zung der Energiepreise, so dass
darin die vollen Kosten ein-
schliesslich der langfristig an-
fallenden Grenzkosten berücksich-
tigt werden (progressive Tarife,
erhöhte Preise für die Nachfrage
in der Zeit der höchsten Belas-
tung des Netzes)
- Vorschriften über die Ver-

pflichtung zur Abnahme von
Elektrizität aus privaten Anlagen
in das allgemeine Versorgungsnetz
(z.B. Anreiz zur dezentralen Wär-
me-Kraft-Koppelung, Beitrag der
Stromkonsumenten an die Versor-
gungshaltung)
- Schaffung von Anreizen, Einspa-

rungen zu erzielen.
</ire/rte Forcc/zn/ite«.

Zusätzliche energiepolitische Ver-
haltensvorschriften sind nur dort

in Betracht zu ziehen, wo die
Möglichkeiten der erwähnten ind'i-
rekten Steuerung nicht zum Ziele
führen oder erhebliche Einspa
rungsmöglichkeiten auf diesem We-
ge viel einfacher realisiert wer-
den können. Zum Beispiel:
- Verbote für volkswirtschaftlich
nicht gerechtfertigte Einsätze
von Elektrizität (z.B. Beheizung
von Strassen, Vorplätzen, priva-
ten Schwimmbädern)

- Bedürfnisnachweis für den Ein-
satz von elektrischen Strom in
energieaufwendigen Anlagen (z.B.
Klimaanlagen)
- Bedingungen und Auflagen für
die Abgabe von elektrischer Ener-
gie für bestimmte Zwecke (z.B.
Wärmedämmung, automatische Rege-
lung, Temperaturbeschränkung).
An parlamentarischen Vorstössen
zur Energiepolitik fehlt es also
nicht. Nur dank einer starken
Volksbewegung sind sie denkbar
geworden und nur mit breiten Un-
terstützung werden sie Erfolg
haben. xs„

TVewe Ercergte fcomm* tora* a& gesparte Eaerg/e
Ein Grossteil der Milliardenbeträge, welche die Regierungen und Elek-
trizitäts-,Oel und Gaskonzerne der Industriestaaten in den kommenden
Jahren zur Bereitstellung neuer Energie ausgeben wollen, würde sinn-
voller zum Sparen von Energie eingesetzt. Das geht aus einer Studie
der Shell International hervor. Sie kommt zum Schluss, es sei volks-
wirtschaftlich billiger, mit erprobter Technologie 30% der heute in
^Westeuropa verbrauchten Energie einzusparen, als die gleiche Menge
Energie neu zu produzieren. Bei steigenden Energiepreisen würde es
sich sogar lohnen, mehr als 30% einzusparen.
Für die Versorgung spielt es kei-
ne Rolle, ob ein zusätzlicher
Energiebedarf durch Bereitstel-
lung neuer Energie oder durch Re-
duzierung der bisherigen Energie-
Verschwendung gedeckt wird.
Es ist vielmehr eine Frage der
Wirtschaftlichkeit, der Umweltbe-
lastung, der Schonung der Res-
sourcen und der nationalen Unab-
hängigkeit, ob Milliarden in ers-
ter Linie für neue Kernkraftwer-
ke, Fernheiznetze, Gewinnung von
Gas und synthetischem Oel aus
Kohle usw. ausgegeben werde oder
aber für einen besseren Wärme-
schütz der Häuser, Wärmerückge-
winnung in der Industrie, Wärme-
austauscher in gewerblichen Ge-
bäuden und anderen Investitionen
zum Energiesparen.
Der r/cMge /Torte«ver^/e/c/z
In ihrer Studie "Energy Efficien-
cy" beschränken sich die Shell-
Experten auf ein Gegenüberstellen
der Wirtschaftlichkeit. Entgegen
den gängigen Kostenvergleichen
(wie sie auch die Eidgenössische
Kommission für die Gesamtenergie-
konzeption GEK erstellt hat) mes-
sen die Shell Experten die Renta-
bilität von Energiesparmassnahmen
nicht an den Marktpreisen für
Heizöl und Strom, sondern an den
erheblich teureren (Grenz-)Kosten
für die Bereitstellung zusätzli-
eher Energie. Dabei berücksichtig-
ten sie beim Atomstrom oder etwa
bei der Gewinnung von Schieferöl
nicht nur die zukünftig erwarte-
ten Produktionskosten, sondern
auch die Verarbeitungs- und Ver-
teilkosten bis zum Konsumenten.
Trotzden ergab ein Kostenver-

gleich für Energiesparinvesti-
tionen (namentlich Wärmeisola-
tion von Häusern, Einrichtung
von Wärmetauschern und Wärme-
rückgewinnungsanlagen, verbesser-
te Heizanlagen) "eine Verhältnis-
mässig hohe Anfangsinvestition
pro eingesparte Energieeinheit".
Ein Vergleich mit dem Kapitalbe-
darf für die Bereitstellung
neuer Energie lege deshalb "bei
flüchtiger Betrachtungsweise"
nahe, dass Investitionen zum
Energiesparen "insgesamt uninter-
essant sind.
Die Shell-Experten weisen aber
darauf hin, dass die Kapitalin-
vestitionen nur einen Teil der
Gesamtkosten bilden. "Um einen
Vergleich wirklich stichhaltig-
zu machen", müssten auch die
jährlich anfallenden Betriebskos-
ten, Zinsen, Dividenden usw. mit-
einbezogen werden. Die so berech-
neten Gesamtkosten pro Energie-
einheit führen zum Resultat, dass
viele Energiesparinvestitionen
schon bei den heutigen Energie-
preisen im Vergleich zur Bereit-
Stellung neuer Energie wettbe-
werbsfähig sind.

"Obwohl also schon eine ganze An-
zahl wirksamer Massnahmen zur
verbesserten Energienutzung wirt-
schaftlich interessant ist, ist
ihr Beitrag bis heute bescheiden
geblieben", stellen die Shell-Ex-
perten fest. Gründe dafür sehen
sie in der mangelden Information
des Hausbesitzers oder Unterneh-
mers, in institutionellen Barrie-
ren und vor allem in der langen
Amortisationsdauer des eingesetz-

ten Kapitals:"Zwei bis vier Jahre
scheinen die Höchstgrenze zu sein
die die meisten Hausbesitzer ak-
zeptieren. Für die Industrie
scheint die Höchstgrenze für

^Massnahmen zur Kosteneinsparung
sogar nur bei etwa zwei Jahren zu
liegen."
Da aber eine Energiesparmassnah-
me viel länger wirksam bleibt
(eine Hausisolation kann 30 - 80
Jahre lang halten), ist wirt-
schaftlich eine viel längere
Amortisationszeit gerechtfertigt.
Ein Kernkraftwerk wird auch nich
in 2 - 5 Jahren abgeschrieben,
sondern in der Regel erst nach
20 Jahren.Deshalb legt die Shell-
Studie bei der Isolierung von
Neu- und Altbauten eine Amortisa-
tionszeit von 25 Jahren zugrunde.
Nur dies ergebe einen "angemesse-
nen Vergleichsmassstab". Die
Shell-Studie folgert daraus, dass
selbst das kapitalintensive
Nachisolieren von Altbauten pro
eingesparte Energieeinheit meis-
tens billiger ist als die Bereit-
Stellung neuer Energieeinheiten.
fVmrte FerftrawcÄe/* Äafte«
sw Ärwrse« Ze/f/ioräo«*
Wenn das volkswirtschaftlich bil-
ligere trotzdem nicht gemacht
werde, dann vor allen deshalb,
weil "die meisten privaten Ver-
braucher eine kurze Amortisa-
tionszeit des aufgewendeten Kapi-
tals erwarten". Diesen Erwar-
tungshorizont bei Einzelpersonen
und Unternehmen gelte es "durch
ein Angebot umfassender Dienst-
leistungen" zu erweitern. Das
würde in den nächsten zwei Jahr-
zehnten die Energiesparinvesti-
tionen "beträchtliche Aussichten"
eröffnen.
Zur Schlussfolgerung dieser
Shell-Studie meinte Hans-Luzius
Schmid vom Bundesamt für Energie-
Wirtschaft: "Ich bin ebenfalls

Schluss auf Seite 3
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